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Übersetzung des Artikels 

Deutsch-ungarische Beziehungen  Der parlamentarische Geschäftsführer der CDU 
Bundestagfraktion versteht das Verhältnis zwischen Orbán und der EU, aber glaubt nicht 
an einer Doppelmoral 

„Die Ängste sind übertrieben” 

von Edit Inotai 

Solange die demokratischen Gleichgewichte in Ungarn vorhanden seien, hätte man 
keinen Grund um Ängste zu haben – erklärte der deutsche parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/CSU Bundestagfraktion Manfred Grund (auf unserem Bild), als 
er über die ungarische Situation sprach. Er wurde vom Parlamentspräsidenten László 
Kövér und von Fidesz nach Ungarn eingeladen. Der Politiker aus Thüringen gab zu, dass 
die europäischen, somit auch die deutschen Medien noch immer sehr kritisch mit Viktor 
Orbán seien. Sein Besuch fand gerade deshalb statt, um sich selbst über die ungarischen 
Entwicklungen zu informieren; wobei es schon stimmt, dass wegen Zeitmangel 
ausschließlich mit Fidesz-Politikern gesprochen wird. Grund fügte hinzu: für Ungarn gäbe 
es auch im weiteren Interesse im Bundestag, die Abgeordneten haben z. B. die Berichte 
der deutschen Presse auch bezüglich der Demonstrationen am 23. Oktober verfolgt, aber 
die europäischen Krisenländer sorgen momentan eher für Aufregung in der deutschen 
Politik. Diese sind aber nicht die, aus Ost-Europa. 

„Als das ungarische Mediengesetz verabschiedet wurde, hat es gleich geheißen, dass das 
eine Zensur bedeutet, aber da die deutsche Übersetzung noch nicht vorhanden war, 
wussten wir nicht, was darin steht. Die Empörung war groß, dann setzte das 
Verfassungsgericht mehrere Passagen außer Kraft, d.h. meiner Ansicht nach funktionierte 
die demokratische Kontrolle. Bis es Diskussionen gibt, die Opposition protestieren und 
damit die Ereignisse beeinflussen kann, sogar eine Rechtsnorm verändern kann, solange 
gibt es keinen Grund meines Erachtens, um die Demokratie sich Sorgen zu machen.” - 
antwortete der deutsche Politiker auf unsere Frage.  Dass dies im Falle einer 
Regierungspartei, die über eine Zweidrittelmehrheit verfügt, praktisch unmöglich sei, 
dazu meinte er: zweidrittel wurde vom Land gewählt, das hatte seinen eigenen Grund, z 
B., dass die anderen Parteien das Vertrauen der Menschen ganz verloren hatten.  

„Das ungarische Volk hat aber natürlich das Recht, bei den nächsten Wahlen eine ganz 
andere Mehrheit an der Macht zu bringen” - meinte er. Was die Registrierung vor den 
Wahlen betrifft, da fand er auch keine Einwände: es gäbe Länder, wo das existiert - 
meinte er - und man könne im Voraus nicht vorhersagen, welche Partei durch die neue 
Regelung gestärkt, unterstützt wird. Der deutsche Politiker sieht es so- und der offizielle 
Standpunkt der CDU geht auch in diese Richtung -, bis also eine Art demokratische 
Kontrolle funktioniert, z. B. eine starke Opposition existiert, es Zivilbewegungen gibt,  
und das Verfassungsgericht auch funktioniert, die Ängste übertrieben sind. Die 
Zweidrittelmehrheit darf nicht überschätzt und gleich auf der Stelle als antidemokratisch 
genannt werden. In Deutschland ist es auch vorgekommen, dass die CDU/CSU eine 
große Mehrheit im Bundestag hatte und die Opposition schwach war, aber zu dieser Zeit 
bildete sich innerhalb der CDU eine „interne Opposition”. 
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Auf die Frage, dass das Schweigen hinsichtlich der Tätigkeit der ungarischen Regierung, 
der Mangel an Kritik, der Preis für die guten ungarisch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen 
wäre, antwortete Grund nur soviel: man könne nicht wissen, was hinter geschlossenen 
Türen auf höchster politischer Ebene gesprochen wird, aber es ist eine Tatsache, dass für 
Ungarn die Anwesenheit der deutschen Investoren grundlegend wichtig sei, ohne dies 
könnte das Land nur sehr schwer aus der Krise herauskommen. Es gibt eine Art 
politische Sorge, dass die ungarische Regierung die Dienstleister differenziert 
benachteiligt, sie mehr besteuert: das verursacht im Energie- und 
Telekommunikationssektor Unsicherheit, und wenn die Großunternehmen dieses Gefühl 
haben, kann sich das auch auf die mittelständischen Firmen auswirken. Das könnte 
erschweren, dass Ungarn aus eigener Kraft aus der Krise kommt.  

Bezüglich des besonderen Verhältnisses zwischen Viktor Orbán und der Europäischen 
Union ist der deutsche Politiker auch verständnisvoll. Brüssel versuche vieles zu regeln, 
einheitlich, gleich zu machen und dagegen erscheine ein neues, stärkeres 
Nationalbewusstsein, erklärt er. Aber die demokratischen Parteien müssen sich an eine 
Art Mindestwerte halten: wie der Schutz der Minderheiten, bzw. die Abgrenzung vom 
Chauvinismus und Extremismus. Es gibt aber zwischen Heimatliebe und 
Europazugehörigkeit keinen Widerspruch, die beiden kommen gut miteinander aus, man 
kann beides haben. Er sei mit der vom ungarischen Regierungschef erwähnten 
„Doppelmoral” auch nicht einverstanden, die europäischen Institutionen behandeln die 
kleineren und größeren, die alten oder neuen Mitgliedstaaten nicht unterschiedlich, aber 
es kann vorkommen, dass ein kleines Land die Kritik aus Brüssel empfindlicher erlebt, 
sensibler darauf reagiert. Die Mitgliedstaaten außerhalb der Eurozone, so auch Ungarn, 
werden von niemandem gezwungen den Euro zu übernehmen, aber es lohne sich daran 
zu erinnern: dies steht in ihrem Beitrittsvertrag drin.  

  

 

 


